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3 

 

524 IL1 Antragsteller: 

Landesvorstand 

 

Einfügen eines neuen Absatzes: 

 

"Software- und IT-Unternehmen sind in den ver-
gangenen Jahren im Vergleich zur Industrie aber 
auch zum Dienstleistungssektor überdurch-

schnittlich gewachsen. Durch die zunehmende 
Branchen- und Marktvernetzung wird dieser 
Wirtschaftszweig weiter an Bedeutung gewin-
nen. Daher gilt es, die Software- und IT-Branche 

Sachsen stärker als bisher wirtschaftspolitisch zu 
begleiten und zu fördern. Anforderungen und 
Bedarfe an die IT-Branche werden sich speziell 

mit Entwicklungen, die mit der Umsetzung von 
Industrie 4.0 in Zusammenhang stehen, deutlich 
erhöhen und sollten gezielt von regionalen Un-

ternehmen befriedigt werden. Besonders wichtig 
sind die Ausbildung von Fachkräften und die For-
schungskooperation. Wir werden eine neue Initi-
ative auf den Weg bringen, um den Bedarf an 

Experten im Bereich der IT-Sicherheit zu decken." 
 

Annahme 

808 IL2 Antragssteller:  

Landesvorstand 

 

Einfügen neuer Absatz: 

 
„Wir wollen die Eigenverantwortung der Kom-
munen und Träger stärken. Es kann am besten 

vor Ort entschieden werden, welche Maßnah-
men zur Verbesserung der Betreuungs- und Bil-
dungsqualität nötig sind, ob mehr Fachpersonal 
einzustellen ist, Vor- und Nachbereitungszeiten 

besser zu berücksichtigen oder zusätzliche Un-
terstützungsleistungen anzubieten sind.“ 
 

Begründung: 
Mit der geplanten Erhöhung der Landespauscha-
le für die Finanzierung frühkindlicher Bildung 
und den Betrieb von Kindertageseinrichtungen 

geht der Freistaat Sachsen einen wichtigen und 
notwendigen Weg hin zur Entlastung der Kom-
munen als Träger der Kindertageseinrichtungen. 

Zusätzlich wollen wir Erzieherinnen und Erzieher 
durch den Einsatz zusätzlicher Kräfte entlasten. 
 

Annahme 
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1119-

1121 

 

1089 

IL3 Antragssteller: 

Landesvorstand 

 

Ändere:  

 

„Der garantierte Einstellungskorridor von jährlich 

mindestens 300 jungen Polizeianwärtern und 
Spezialisten wird beibehalten.“ 
 

In:  

 
„Wir werden den Einstellungskorridor auf jährlich 
mindestens 400 junge Polizeianwärter und Spe-

zialisten erhöhen.“ 
 
[und Folgeänderung in Zeile 1089  „Wir garan-

tieren einen Einstellungskorridor von mindestens 
400 Polizisten“] 
 
Begründung: 

 
Wir werden uns dafür einsetzen, dass unsere Po-
lizisten für ihre Arbeit den verdienten Respekt 
und die Anerkennung in der Bevölkerung erfah-

ren. Mit der neuen Dienst- und Besoldungsre-
form werden die Beförderungs- und Aufstiegs-
chancen verbessert. Die Sächsische Union ist die 

Partei der Inneren Sicherheit – wir stehen zu un-
serer Polizei. Der Einstellungskorridor soll die 
Leistungsfähigkeit der sächsischen Polizei si-

chern. 
 
 

Annahme 

1130 IL 4 Antragsteller: 

Landesvorstand 

 

Einfügen zwischen „Rechts,“ und „sind“ 

 
„oder religiös motivierte Extremisten“ 
 

Begründung: 

  
Die in letzter Zeit erfolgte Erstarkung der extre-
men muslimischen Kräfte in den Bürgerkriegen 

in Syrien und im Irak (ISIS), die zu erheblichen 
Teilen aus „Glaubenskriegern“ mit muslimischen 
Wurzeln aus europäischen Staaten stammen, 
zwingt uns, die Augen vor der Realität nicht zu 

verschließen. Die in den Kämpfen überlebenden 

Annahme 
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„Glaubenskrieger“ werden nach den Kämpfen in 
ihre europäischen Ursprungsländer zurückkeh-

ren. Diese Fanatiker sind durch ihre Kampf- und 
Mordeinsätze (Kreuzigung von Christen, Zer-
stücklung von Menschen bei lebendigen Leib, 
Massenhinrichtungen durch manuelles Kopfab-

schneiden usw.) im höchsten Maße brutalisiert. 
Sie stellen für den inneren Frieden in unserem 
Land eine erhebliche Gefahr dar. Dieser Gefahr 

muss im Vorfeld entsprechend Rechnung getra-
gen werden. 
 

1265 IL 5 Antragsteller: 

Landesvorstand 

 
Einfügen zwischen „politischen“ und „Extre-

mismus“: 

 
„und religiös motivierten“ 

 
Begründung: 

 
Siehe Antrag IL3 

 

Annahme 

2211/ 

2233 

IL 6 Antragsteller: 

Landesvorstand 

Einfügung in Zeile 2211 

[Wir unterstützen die Anliegen der Vertriebenen 
und Spätaussiedler] und ihrer Stiftung. 

 

Einfügung in Zeile 2233:  

[Wir unterstützen] aktiv [die Anliegen der Ver-
triebenen und Aussiedler] und ihrer Stiftung" 

Erinnerung,  Begegnung,  Integration" [in ihrer 
Rolle...] 

 

Annahme 

2379 IL 7 Antragsteller: 

Landesvorstand 

 

Füge ein nach „Menschen.“: 

 

„Aus diesem Grund befürworten wir freiwillige 
Zusammenschlüsse von Kommunen. Eine Ge-
meindegebietsreform per Gesetz wird es mit uns 

Annahme 
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nicht geben.“   
 

[Folgeänderung der ersten drei Worte des nach-
folgenden Satzes statt – „Wir brauchen somit“ – 
neu: „Denn wir brauchen“] 
 

Begründung: 

 
Die Eigenständigkeit von kleinen Gemeinden ist 
zumeist eine Herzensangelegenheit der Einwoh-

nerinnen und Einwohner. Nicht ohne Grund hat 
unser Ministerpräsident Stanislaw Tillich hierzu 
Stellung bezogen und bekräftigt, dass es eine 
gesetzliche Gemeindegebietsreform unter seiner 

Führung nicht geben werde. Diese Aussage 
möchten wir gegenüber allen Bürgerinnen und 
Bürgern in den entsprechenden Gemeinden mit 

unserem Initiativantrag unterstreichen. 
Lösungsfindung vor Ort bedeutet für uns auch, 
dass kommunale Selbstverwaltung ebenfalls 

mögliche Gemeindezusammenschlüsse betrifft. 
Aus diesem Grund sollte es auch in Zukunft mög-
lich sein, freiwillige Gemeindezusammenschlüsse 
durchzuführen. Hierzu geben die von der Sächsi-

schen Staatsregierung am 26. Oktober 2010 be-
schlossenen  „Grundsätze für freiwillige Zusam-
menschlüsse von Gemeinden im Freistaat Sach-

sen“ den Orientierungsrahmen.  
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462 L5 Antragsteller: 

Land-Union Sachsen 

 

Füge ein: 

 

„… den Ausbau begrenzen, die Festlegung eines 

sachsenweit einheitlichen und höhenabhängi-

gen Mindestabstandes von Windenergieanla-

gen zur Wohnbebauung sowie den regionalen 
Energiebedarf berücksichtigen…“ 

 
Begründung: 

 

siehe Broschüre „Sammlung der Anträge und 
Empfehlungen der Antragskommission“ 

 

Ablehnung 

 

 

Annahme in geänderter 

Fassung: 

 

Einfügen eines neuen 

Satzes  in Zeile 464 nach 

„ziehen.“: 

 

„Wir werden weiterhin 
gegenüber dem Bund 

dafür eintreten, die Min-
destabstände von Wind-
kraftanlagen durch Lan-
desgesetz regeln zu kön-

nen.“ 
 

1376 L16 Antragsteller: 

CDA Sachsen 

 

Ersetze: 

 

„Die Erweiterung der Ausbildungsplatzkapazitä-
ten werden wir prüfen.“ 

 
Durch: 

 

„Bei den Zielvereinbarungsgesprächen mit den 
Universitäten wird sich eine CDU-geführte 

Staatsregierung für mehr Medizinstudienplätze 
für angehende Landärzte einsetzen.“ 
 

Begründung: 

 

siehe Broschüre „Sammlung der Anträge und 
Empfehlungen der Antragskommission“ 
 

Ablehnung 

 

Annahme in geänderter 

Fassung: 

 

„Bei den Zielvereinba-
rungsgesprächen mit den 

Universitäten wird sich 
eine CDU-geführte 
Staatsregierung für mehr 
Medizinstudienplätze für 

angehende Ärzte einset-
zen, die bereit sind im 
ländlichen Raum zu prak-

tizieren.“ 
 

 


